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Or^ationsdienst der Christlich Demokratischen Union Deutschlands 

Union in m     , Deutschland 
Bonn, den 22. September 1983 

Mieden und Freiheit 
Chören zusammen 
k 
fisch    n w<>chen und Monaten stehen wir vor Entscheidungen von histo- 
eSo

ner Tragweite. Es geht um existentielle Fragen von Frieden und Freiheit, 
<%UL ur* unsere Sicherheit, es geht um die Wiederherstellung eines 
- '_*gewichts zwischen Ost und West, erklärte Helmut Kohl zum Auttakt 

Aktion „Gemeinsam für Frieden und Freiheit" am Montag, 19. September '«te i " »Gemeinsam fur pneaen una rremeu am munwa, .*• w«K«*..., 
tlo2llti Bonner Konrad-Adenauer-Haus. Erschienen waren ca. 500 Funk- 

Qe   * Ur*d Mandatsträger der Partei. 

9en
rade wir. die Christlich Demokratische Union Deutschlands, als Regierungspartei tra- 

tW i besondere Verantwortung für den Frieden und die Freiheit unseres Landes. 
Friert ist es unsere Aufgabe, mit allen Bürgern das Gespräch über die Ziele unserer 
M,t 

ensPolitik und ihre sittlichen Grundlagen zu führen, stellte der Kanzler fest. 
g6n

der Aktion „Gemeinsam für Frieden und Freiheit" wollen wir in 10000 Friedensta- 
Weil , d,e Menschen überall im Lande zugehen. Diese Aktion wird erfolgreich sein, 
Wch a,'e in der Union, die Mandatsträger, die Kreis- und Ortsvorsitzenden, die 
Ich 7amtl,chen Mitarbeiter und viele Mitglieder mit ganzer Kraft dafür einsetzen. 
Wnke Jedem einzelnen, der seinen Beitrag leistet. Ich erwähne hier besonders die 
ti0^eichnete Vorarbeit unserer Bundesgeschäftsstelle, die uns wertvolles Informa- 
sarn. 

ünd Argumentationsmaterial zu allen Aspekten dieses bewegenden Themas zu- 

wT8e8te,,t hat- 
C/?ünde! 
Öeut herun9 von Frieden und Freiheit war für die Christlich Demokratische Union 
für a,, hlands von Anfang an ganz selbstverständlich der erste und wichtigste Auftrag 
deri p 

politik. Die Union ist 1945 von Männern und Frauen gegründet worden, die aus 
Srfafo bnjssen eines schrecklichen Krieges, aus den bitteren - auch persönlichen - 
in ögr

r.Un9en mit der Nazi-Diktatur die geschichtlichen Lehren gezogen hatten. Der erste 
n frei gewählte CDU-Vorsitzende war Andreas Hermes. Er und viele andere Grün- 
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der der Union hatten ihr Leben im Wider- 
stand gegen Hitler gewagt. Sie hatten sich 
eingesetzt für Menschenwürde und Frei- 
heit, für das Recht und gegen den Krieg. 

Diese Wurzeln der CDU im Widerstand ge- 
gen den Nationalsozialismus, gegen Ge- 
waltpolitik im Innern wie nach außen sind 
uns ständig gegenwärtig. 

Noch heute wirken für die Union in vielen 
verantwortlichen Aufgaben Männer und 
Frauen, die im Unrechtsstaat der Nazis 
Schlimmes erlebt haben — am eigenen 
Leibe, in der Familie, in ihrem Freun- 
deskreis. 

Friedensliebe und das Bekenntnis zu Frei- 
heit und Demokratie prägen die Union seit 
diesen Anfängen; sie sind das moralische 
Fundament unserer Politik für Frieden und 
Freiheit. 

Genau dies meine ich, wenn ich im- 
mer wieder sage: Wir müssen Frieden 
schaffen mit immer weniger Waffen. 

Wir sind verpflichtet, nach immer neuen 
Wegen zu suchen, die die friedliche Lö- 
sung von Spannungen durch politischen 
Ausgleich ermöglichen. 

Wir wollen überprüfbare Abrüstung, die zu 
einem Gleichgewicht der Kräfte auf mög- 
lichst niedrigem Niveau führt. Dies ist 
auch das Angebot im NATO-Doppelbe- 
schluß. 

243 sowjetische SS-20-Raketen mit 729 
nuklearen Sprengköpfen sind zur Zeit auf 
Westeuropa gerichtet. Der Aufbau von 
Abschußrampen geht immer noch weiter. 
Das westliche Bündnis hat dem bis jetzt 
nichts Vergleichbares entgegenzusetzen. 

Die Bedrohung des Westens, die Gefahr 
für unsere Freiheit nimmt damit ständig 
zu. Wenn es etwas gibt, was Angst einflö- 
ßen kann, dann ist es diese sehr reale Be- 
drohung, aber doch ganz gewiß nicht die 
Entschlossenheit des Westens, ihr stand- 
zuhalten. 

Wir verstehen das historisch befl^ 
Sicherheitsbedürfnis    der    SoWje,u^. 4P 
wuiur wir aDer UDernaupt Kein ""'. ^ 
nis haben, und was wir auch nicht W^ 
men können, das ist die sc-wje .ß 
Überrüstung und das Streben nach f 

rischer Überlegenheit. Dieses Sich"6^ 
streben begegnet uns immer wied«r 

ner erschreckenden, brutalen Rück8 

losigkeit. ^ 
Die Sowjetunion muß ihren Frieden8 ^ 
jetzt in Genf unter Beweis stell*"" ^i 
kann nicht erwarten, daß ihr MonoP ^ 
landgestützten Mittelstreckenrakete^ 
erkannt wird. Wir können nicht z"* gi< 
daß Westeuropa eine Zone mind6'   ( 

cherheit wird  und  die  Sowjetunio^ 
Atomraketen behält, die auf uns Qe° 
sind. ^ 

Der Westen hat bereits zum wiede^y 
Mal den ersten Schritt getan und vie^ 

nurf 
geständnisse   gemacht.   Weitere 
stungen würde die Sowjetunion nü^{ist 
Zeichen der Schwäche verstehen. Je  i0p 
es an der Zeit, daß sich die Sowjet, 
endlich zu einem Kompromiß bereif 
Sie wird das nur tun, wenn sie üt»e^ f 

ist, daß wir zu dem stehen, was ^ ^ 
Bündnis beschlossen haben. Ich bi ^i 
versichtlich, daß sie dann ihre sta^e ^, 
tung aufgeben und sich auf einen tu'   e. 
de Seiten akzeptablen Kompromiß z 

wegen wird. ^ 

Wer sowjetisches Einlenken wüj% 
darf der Sowjetunion nicht ^° ^ 
machen,  ihr  Übergewicht W?^ 
zu können. Wer jetzt zur Nachru»   |. 
nein sagt, der ermuntert die S° ^ 
union geradezu, nein zu sage"^, 
Abrüstung. Er bringt sie ihrem Z'* v 

her: dem politischen Sieg im $t 

ren Frieden. 
^ 

Die CDU und die von mir geführte     e 

desregierung lehnen es strikt ab, uP
rf jß 

Verhandlungssubstanz aus der Han fl 

geben. Ich habe auch der Sowjet'8 
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\\ ? Mißverständlich klar gemacht: 
% sich 
*>u 

•»«Hi 

<n diesem Jahr ein konkretes 
"'a|ungsergebnis noch nicht erzielen 

iitdnu
nn. wird   entsprechend   den   im 

'Star 6in9e9angenen Verpflichtungen 
lQnierung wie geplant beginnen. 

Wn?r flößen deutschen Tageszei- 
"•n* w *utreWend kommentiert wor- 
Wati I*** die Stationierung neuer 
'%** Vor Ab,auf der Gespräche ab- 
Qbt*'.d*r ekzeptiere die sowjetische 
gUr,^

8tung ohne einklagbare Bedin- 
dahJen- Die Verhandlungen würden 
^«w Farce. 

^teQen,er Korr»Prom,ß ,8t n,cnt elno 

wder 2elt> sondern e,ne Frafle 
Wi|lens. Das ist auch den beson- 

*J Kräften der SPD klar, doch wo 
J«der

hre Stimme? 
^itSpo?nn weiß, daß wir in der Sicher- 
2iaid6rn

(t'k das fortführen, was mein so- 
90r,nen°K iscner Amtsvorgänger be- 
"^•tapK Helmut Schmidt hat sich 
b<W als Urheber des NATO-Doppel- 
5%B jSSes Dezeichnet, und dieser Be- 

st in der Tat auch sein Verdienst. 

,r* Union noch die Opposition bli- 
eben wir den Kurs Helmut 

tig u 
dts unterstützt, weil er vernünf- 

oh% n<,r,chtig ist. Heute muß eine uni- 
"tik a^*0 Bundesregierung d,e Po_ 

**»»a let2ten sozialdemokratischen 
düteu     flegen dessen eigene Partei 

^%ortaber fällt zuruck in die sicner" 
|>US de'

ltlsche Isolation der 50er Jahre, 
6raij«,. Sle Männer wie Herbert Wehner 

Se       hrt hatten' 
NratjL°rbei ist die Zeit, in der sozialde- 
iNe v Sicherheitspolitik beispiels- 

?* ^oiiru Georg Leber 9estaltet wurde, 
^eifli der SPD wird heute vom linken 

Snach8' bestimmt- Eine SPD-Gliede- 
rn NATJ.der anderen macht Front gegen 

'O-Doppeibeschluß. 

Sc 

Wie es in der SPD heute aussieht, das 
hat vor sechs Tagen eine Fraktions- 
sitzung   beklemmend   deutlich   ge- 
macht. Der Parteivorsitzende Brandt 
gab zu erkennen, daß er von Jeher ge- 
gen den NATO-Doppelbeschluß Be- 
denken  gehabt  und  diese  nur  mit 
Rücksicht auf den  sozialdemokrati- 
schen Bundeskanzler „für eine Weile" 
zurückgestellt   habe.   Ein   erstaunli- 
ches Bekenntnis. 

Der Fraktionsvorsitzende sah ein Span- 
nungsverhältnis zwischen drei Strömun- 
gen in seiner Partei, das am Ende jeder in 
der SPD mit sich selbst ausmachen müs- 
se. Das ist Abschied vom Gestalten der 
Politik. 

Helmut Schmidt erinnert die Fraktion dar- 
an, daß sie es noch in ihrer „Handrei- 
chung" vom 1. Juni 1983 abgelehnt habe, 
eine Reaktion der NATO auf die SS-20 
auszuschließen und der Sowjetunion da- 
mit freie Hand zu geben. 

Es ist bemerkenswert, wie Helmut 
Schmidt den Wandel in der SPD charakte- 
risiert hat. Ich zitiere: 

.Ich denke, daß alle diejenigen, die po- 
sitiv am Zustandekommen der Partei- 
tags- und Fraktionsbeschlüsse durch 
ihre Stimme, durch ihr Handaufheben 
mitgewirkt haben, die moralische — 
übrigens auch die politische — Pflicht 
haben, das, was mit ihrer Stimme be- 
schlossen worden ist, an jedem Ort zu 
vertreten und überall mit der gleichen 
Zunge zu sprechen. Das ist eine Frage 
der Zivilcourage und Selbstachtung; 
der politischen Moral." 

Die Kehrtwendung der Sozialdemokrati- 
schen Partei Deutschlands bereitet mir 
und vielen Bürgern unseres Landes tiefe 
Sorge. Sie wird auch in unseren Partner- 
ländern — und dort gerade auch von so- 
zialistischen Parteien — verständnislos 
und mit großer Unruhe verfolgt. 
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Die Mehrheit der SPD findet sich 
schon mit der klaren militärischen 
Übermacht der Sowjetunion ab. Die 
Gefahr, die uns von den SS-20-Rake- 
ten droht, wird verdrängt, zum Teil gar 
verleugnet. 
Diese Entwicklung ist schon schlimm 
genug. Die Absage an den NATO- 
Doppelbeschluß bedeutet leider aber 
noch viel mehr. Hier wird — konse- 
quent zu Ende gedacht — sogar un- 
sere Mitgliedschaft im Bündnis in Fra- 
ge gestellt. 
Das ist es, was mich am meisten an 
der Entwicklung der SPD beunruhigt. 
Einige — und das sind die Ehrlicheren 
— fordern offen den Austritt der Bun- 
desrepublik Deutschland aus der 
NATO. Andere stellen unsere NATO- 
Mitgliedschaft in Frage für den Fall, 
daß wir zu unserem Schutz amerikani- 
sche Mittelstreckenwaffen stationie- 
ren müssen. 

Solchen Erklärungen wird auf SPD-Partei- 
tagen und -kongressen heute zugejubelt. 
Die SPD muß jetzt endlich Antwort auf die 
Frage geben, wohin ihr Kurs in der Sicher- 
heitspolitik führen soll. Ist es der SPD 
überhaupt noch bewußt, daß wir nur mit 
dem Bündnis Frieden, Freiheit und Demo- 
kratie für unser Land bewahren können? 
Warum steht davon nichts in dem Be- 
schluß, mit dem der SPD-Parteivorstand 
seinem Mitglied Lafontaine geantwortet 
hat? 

Wo bleibt der Widerspruch gegen den 
sozialdemokratischen Schulsenator 
von Hamburg, der es für eine „Verle- 
gung junger Menschen" hält, Schüler 
über Sinn und Zweck unseres Vertei- 
digungsbündnisses zu unterrichten? 
Wann erinnern die Vorsitzenden von 
Partei und Fraktion daran, daß Bürger 
unseres Landes auch deshalb vor 
amerikanischen Kasernen in Freiheit 
demonstrieren können, weil amerika- 

\& 

nische Soldaten diese Freiheit 
zen? 

Gerade weil die USA als starkes f'ei 

ches Land unsere Freiheit schützen 
ich es erschreckend, daß führende • 
demokraten immer wieder die Verel W 
Staaten  und die Sowjetunion m°r 

auf eine Stufe stellen. J 

Abs'811 

Für uns gibt es keinen gleichen *D zyf 
zur amerikanischen Demokratie ^  p 
sowjetischen Diktatur. Wir wissen, * $ 
Menschenrechte geschützt, und ^i 
verletzt werden. Unser Land steh» ^ 
zwischen beiden, sondern auf der ^ 
der Freiheit, auch auf der Seite ^^ 
amerikanischen Freunde. Das sol'*8 ^ 
der SPD stets bewußt bleiben. D°c ^ 
wird die Begriffsverwirrung leider noc ^ 
weiter getrieben. Da werden die U   ^ 
Besatzungsmacht in unserem Lan 

zeichnet. f 

Da ist von nuklearem Pokerspiel u 

, W $ perialer Politik der USA die Rede. 
Und da wird der Präsident unseres 
tigsten Verbündeten, dessen wie,Lof' 
von Helmut Schmidt vor kurzem be  ^ 
tet wurde, auf einer SPD-Veransta 

Verbrecher genannt > 

und dies nicht etwa von ir9e'Jd
n $ 

sondern von dem Moderator, de^|. 
Partei verpflichtet hat. Und öe'^' 
vertretende Parteivorsitzende J ^ 
nes Rau bringt nicht einmal d* p^ 
auf, ihn auf offener Bühne vor de 
blikum zurechtzuweisen. J 

Dies alles wäre schon besorgnisen"^- 
genug, wenn es hier nur um innere     e, 
legenheiten der Sozialdemokraten 9 p. 
Aber es geht um mehr. Es betrifft un   ^ 
wenn die SPD dabei ist, Jahrzehnte ^ 
Gemeinsamkeiten  zwischen  den 
kratischen Parteien aufzugeben. 
Ich rufe die Sozialdemokraten auf.      ^ 

— unsere   Freundschaft   mit   den 
pfleglich zu behandeln, 1 
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1 
d'ffusen Äußerungen zu unserer 
'fdschaft im Atlantischen Bündnis 

oren und 
teg Mißverständlich zu dieser Wer- 

Ur,d. 
meinschaft zu bekennen. 

\Lt!0rdere die SPD auf, die Sicher- 
\$n 

der Bundesregierung zu unter- 
N SrkWie Wir das gegenüber der Regie- 
re $pD

midt getan haben. 

Suf d
beruft sich in diesen Tagen oft 

* <% f?16 Mehrheit der Bevölkerung wol- 
a'e faisckketen nicht- Aber sie nat damit 

%den Fra9e gestellt. Ich kenne nie- 
S\ a' der raketensüchtig ist. Es geht 
Nü

rUrn zu ermitteln, wer Raketen- 
nd wer Raketengegner ist. 

Sich' 
lht darum, für welchen Weg zur 

"ch dl"*9 Von Fr,eden und Frelneit 

«chftj0 Bu',ger unseres Landes ent- 

öle, ft' W,r naben vor der Wanl ,n 

4^ wtfennelt den We9 beschrieben, 
^•hrh für rlcnt,9 halten. Die große 
Wle,t der Wähler ist bereit, diesen 

lir ^m 

aep uns zu gehen. 
a9en s

r6unde- icb bedauere es in diesen 
H>r^  r' daß die Diskussion über die 
'Vr fr

Slcherung in unserem Land nicht 
5°ller, Vv

ledl>ch und fair geführt wird. Was 
Jry,0rtJr etWa d»von halten, daß den Be- 
rits lern dfie MATVN r> i^^Kl..o^Qo 

j?"*n vv'
eai|ch und fair geführt wird. Was 

.^MJ etWa davon halten, daß den Be~ 
fi Neil? d6s NATO-Doppelbeschlusses 
Sbe     wird- sje glauben eher an die 

?r'st|ich an Gott lst dies ein Ausweis 

%n? 
en Respekts vor dem Mitmen- 

r°"te nie ^ärte der Auseinandersetzung 
>n in »?land etwas tun, was den ände- 
rt   liiertnen tiefsten Gefühlen bedrückt. 

NächnSliebe gehört die Achtung vor 
I       hsten und für seine Motive. 

sche
9

n
ehe davon aus, daß alle Deut- 

es R 
Prieden wollen. Niemand hat 

^hm e°nt» für sich in Anspruch zu 
ter an' er sei entschiedener, bewuß- 
^nd 'eidenschaftlicher für den 

^   " 6rt als ein anderer. Alle Deut- 

schen sind Mitglied einer gemeinsa- 
men großen Friedensbewegung. 
Und gerade weil dies so ist, muß je- 
der dazu beitragen, daß auch in die- 
sen Tagen und Wochen der innere 
Frieden in unserem Land gewahrt 
bleibt und daß die Demokratie keinen 
Schaden nimmt. 

Ich halte es nicht für überraschend, son- 
dern für selbstverständlich, daß in der 
Schicksalsfrage der Sicherung von Frie- 
den und Freiheit unterschiedliche Meinun- 
gen hart aufeinanderstoßen. Eine solche 
Auseinandersetzung kann gut und frucht- 
bar sein. 
Aber in unserer Demokratie entscheidet 
im Streitfall die Mehrheit des Deutschen 
Bundestages, unseres freigewählten Par- 
laments. Es geht nicht an, diese Regeln 
unserer Verfassung in Frage zu stellen. 

Dies   gilt   auch   für   sogenannte 
Überlebensfragen; für sie gilt es 
sogar erst recht. Gerade hier gibt 
es nicht die geringste Legitima- 
tion für ein Diktat der Minderheit 
gegen die Mehrheit. 

Die Anerkennung des Mehrheitsprinzips 
schafft die Voraussetzung, politischen 
Streit friedlich zu entscheiden. Sie ist da- 
mit ein Beitrag zum inneren Frieden. 

Die Alternative wäre die Diktatur der 
Minderheit. Mit Demokratie hätte dies 
nichts mehr zu tun. Deshalb gibt es 
auch  kein  Widerstandsrecht  gegen 
die     demokratische     Mehrheitsent- 
scheidung. 

Ich begrüße es, daß dies neben anderen 
auch der Deutsche Gewerkschaftsbund, 
die Kirchen und zahlreiche Wissenschaft- 
ler mit aller Deutlichkeit gesagt haben. Zu 
Recht hat Kirchenpräsident Hild vor den 
folgenschweren    Mißverständnissen   ge- 
warnt, die entstehen können, wenn der 
durch die deutsche Geschichte besetzte 
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Begriff „Widerstand" immer häufiger ver- 
wandt wird. 

Die Geschichte der Christlich Demokrati- 
schen Union, unsere Wurzeln im Wider- 
stand, unser geistiges und moralisches 
Erbe, unsere personelle Tradition geben 
gerade auch uns die Verpflichtung auf, je- 
den leichtfertigen Umgang mit dem Wort 
Widerstand zurückzuweisen und jede Ent- 
wertung des Begriffs abzuwehren. 
Ich hoffe, daß hier die SPD mit ihrer gro- 
ßen demokratischen Tradition ganz ein- 
deutig an unserer Seite steht. Das Mehr- 
heitsprinzip ist das Herzstück der demo- 
kratischen Friedensordnung. 

Sozialdemokraten sollten es vermeiden, 
sich an der Auflösung klarer Maßstäbe zu 
beteiligen, die mit Begriffen wie „Wider- 
stand", „ziviler Ungehorsam" und „Regel- 
verstoß" beabsichtigt ist. 

Es ist erschreckend, wie damit das 
Rechtsbewußtsein in unserem Land 
ausgehöhlt wird. Hier darf und kann 
es keine Unklarheit geben: Was als zi- 
viler Ungehorsam beschönigt wird, ist 
bewußter Rechtsbruch. Und es kann 
auch daran keinen Zweifel geben, daß 
die angeblich friedliche Blockade vor 
Kasementoren schon deshalb nicht 
gewaltfrei ist, weil sie die Freiheit von 
Mitmenschen ganz bewußt ein- 
schränkt. 

Viele von denen, die dabei mitmachen, be- 
rufen sich auf Mahatma Gandhi. Er jedoch 
hat — das sollten alle bedenken — Blok- 
kade und Sitzstreik ohne Wenn und Aber 
verurteilt, und zwar mit den Worten: 

„Ich nenne es Barbarei, denn es ist ei- 
ne unreife Art, auf andere Zwang aus- 
zuüben. Es ist feige, denn wer Sitz- 
streik sitzt, weiß genau, daß man nicht 
über ihn hinwegtrampelt." 

Wer jungen Menschen in der Protestbe- 
wegung wirklich helfen will, soll ihnen den 
Weg zur demokratischen Auseinanderset- 

zung zeigen und sie nicht in der 
dung undemokratischer Mittel be 

/• 
/ 

i 

Ich rufe alle Mitbürger auf, im & $ 
den besten Weg zur Sicherung °e $\ 
ren Friedens den inneren Friede nD 
aufs Spiel zu setzen. Wir alle so' ^ 
dieser Bewährungsprobe unserer , 
kratie die Mahnung der katholisch ^ 
schöfe zum Streit um den Friede 
vergessen: 

„Gruppen und Initiativen, die 
Scheidungen der Politiker *s 

empfinden, müssen immer *ie Jp- 
fen, ob die Methoden ihres &nsp pjt 
oder Protests ihren christlich^: 
denswillen glaubhaft bezeugt- ^ 
ten Sie, Wege zu wählen, v°n

d$ß** 
sie begründet sagen können, j 
gewaltfrei bleiben, den Grul 
des Grundgesetzes 
und nicht zu gesetzwidrigen 
gen führen." ^ 

Wir Christlichen Demokraten »'^ 
schlossen, diese Friedensdi»* ^ 
offen und in Achtung yor <*••*•« ^' 
sten zu führen. Wir wollen W*^ 
bild sein. Wir verstecken ""*„,/ 
wir gehen hinaus in alle Teile v J 
Landes: Bei 10000 Friede?» j 
stellen wir uns dem Gespr* . 
dem Bürger und erklären, *° um- 
stehen. Ich appelliere an Sie '" 
chen Sie dabei mit. M 

'sf 
>^V 

Zeitge'*V 
ins 

Manche mögen glauben, der 
se uns bisweilen wie ein Sturm 
sieht. Aber die große Mehrheit der ^' 
unseres Landes hat zu uns Vertrat 
bleiben uns selbst treu, J 

- unserer Absage an GeW»' 
Rechtsbruch, J 

- in unserem beharrlichen &* 
für den Frieden und die Fr«"1   „; 

- für eine friedliche und frei"*1 

Zukunft unseres Vaterland«5'    » 
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^ÜjER GEISSLER: 

f* müssen die geistige 
^seinandersetzung bestehen! 
Her      el,reunde- Wlr Sind ln d6r 

"Hu   tun9 unserer Aktion „Ge- 
Oft Jam für Frieden und Freiheit" 
Vi«?8* worden, warum wir dies 
Na*.    Fr|edenstage klingt ja 
\S   9 und machtvoll. Es hängt 
WRammen, daß wir 10000 
ihaHen    nde naben, und wir wollen 
Ss,? ^rtsverbänden, in allen 
Vhl    8nden in diesen wichtigen 
tio und Monaten unsere Posi- 
***Wn. 

H'ner* 's. 
toris h 'n der wir uns alle in einer hl~ 

Heiti bedeutsamen Periode unserer 
ülsni

lchen Demokratie befinden, soll 
%^   mar>d später den Vorwurf machen 
Freihej't

Wlr hat*en in dieser historisch, für 
9&n £_.' Demokratie und Frieden wichti- 
% § !t Versagt. Deswegen möchte ich 
H rj  ndeskanzler im Namen der Christ- 
da8 er 

rn°kratischen Union dafür danken, 
'^g aiJch in der Regierungsverantwor- 
diedar

nSere Grundsätze umgesetzt hat, 
^reits'ngestehen, daß wir Verteidigungs- 
Ö(i^ni° ? und Verteidigungsfähigkeit im 
^cht mit den westlichen Demokratien 
^d v 

rha|ten, auch bei uns in Deutsch- 
bind6n

erteid'gen und sie gleichzeitig ver- 
^en ^ dem Willen, mit den osteuropäi- 
^iehu n  in  vertragliche  bessere 

s's der v 
en 2U kommen- um auf der Ba- 

\ rj erteidigungsfähigkeit und Mitwir- 
ke § lrn Abbau der Spannungen durch 
'fSf.»..       ^SSrPniari mn    Min    Qnc-io   fi'ir   oinon ra9% uäSre9'erun9 die Basis für einen 

9en Frieden zu bewahren. 

cher Wlr. müssen auch sehen, in wel- 
9eistigen Landschaft wir diese 

10000 Friedenstage nun durchführen. 
Und wenn wir uns die Diskussion be- 
trachten, die nun schon seit Wochen 
und Monaten bei uns in der Bundesre- 
publik Deutschland geführt wird, dann 
ist diese geistig-politische Land- 
schaft in einem hohen Maße geprägt 
durch eine geistige Verwirrung in den 
Köpfen vieler Menschen, eine geisti- 
ge Verwirrung, die die Grundlagen un- 
serer Politik bedroht. Wie sieht denn 
die Situation aus? 

Ich spreche hier zunächst einmal die so- 
genannte Friedensbewegung an. Wenn 
ich sage: „sogenannte", dann nicht des- 
wegen, weil wir den vielen Menschen, die 
in diesen Organisationen mitarbeiten und 
mitwirken, den Willen zum Frieden und die 
Gesinnung für den Frieden absprechen. 
Dies tun wir nicht. 

Aber ich sage „sogenannte" Frie- 
densbewegung, weil wir uns gegen 
den moralischen Alleinvertretungsan- 
spruch für den Frieden, der von die- 
sen Organisationen ausgeht, wehren. 
Wir, meine lieben Parteifreunde, ste- 
hen, wenn wir unsere Verteidigungs- 
politik begründen — und dies müssen 
wir in diesen 10000 Aktionen, die von 
Flensburg bis nach Konstanz von uns 
geführt werden —, in unserer Vertei- 
digungspolitik auf einem moralisch si- 
cheren Boden. 

Die Gesinnung mag einwandfrei sein bei 
den allermeisten, aber wir erlauben uns, 
die Frage zu stellen nach der moralischen 
Qualifikation, nach den Folgen, die eintre- 
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ten würden, wenn die sogenannte Frie- 
densbewegung sich politisch durchsetzen 
könnte. Es ist eine Aufgabe in diesen 
10000 Veranstaltungen, daß wir alle die, 
die in dieser Friedensbewegung mitarbei- 
ten, die Pazifisten, unsere politischen 
Gegner, auch zwingen, radikal und konse- 
quent zu Ende zu denken, welche Folgen 
es für den Frieden und für die Freiheit hät- 
te, wenn ihre politischen Vorstellungen im 
Westen eine Mehrheit bekämen. 

Wir können es nicht akzeptieren, daß 
es Gruppen und Organisationen in 
der Bundesrepublik Deutschland gibt, 
die die Moral für sich in Anspruch 
nehmen, die den Frieden für sich in 
Anspruch nehmen, aber möglicher- 
weise in ihrem Hinterkopf froh dar- 
über sind, daß es hier wie in den an- 
deren westlichen Ländern immer 
noch eine Mehrheit von den Bürgern 
gibt, die durch ihren Willen zur Vertei- 
digungsfähigkeit und Verteidigungs- 
bereitschaft garantieren, daß z. B. der 
Wehrdienst aus Gewissensgründen 
verweigert werden kann und jedes 
freie Wort möglich ist. 

Die geistige Verwirrung, die in vielen Köp- 
fen vorhanden ist, ist auch eine geistige 
Verwirrung, die von der anderen großen 
Volkspartei, der Sozialdemokratischen 
Partei, ausgeht. Und ich stehe nicht an zu 
sagen, die Sozialdemokraten tragen eine 
Hauptverantwortung für diese geistige 
Verwirrung, weil sie es in der Zeit ihrer Re- 
gierungsverantwortung versäumt haben, 
dem deutschen Volk den Verteidigungs- 
gedanken zu erklären. 

Sie haben das deutsche Volk füh- 
rungslos gelassen als Regierungs- 
partei, sie haben sich in dieser ent- 
scheidenden Frage aufgelöst in sich 
gegenseitig bekämpfende Fraktionen 
und letztendlich ihren eigenen Bun- 
deskanzler im Stich gelassen. Diese 
geistige Auflösung auch in den Be- 

griffen und Wertvorstellunge" ^ 
halb der Sozialdemokratische/1 ^ 
ist ja im übrigen die eigentlich. if 
ehe für den Zerfall der alten 
rung gewesen. 

Die Sozialdemokraten sind den V° * 
ausgewichen, und die müssen WiJ '^ # 
Diskussionen, die wir führen, ste'   '^ 
müssen auf verteidigungspolitisC y 
militärpolitische  Diskussionen &e ^ ^ 
Viele — vor allem junge Mitglieder    ^ 
sogenannten Friedensbewegung s   je 
geschult und wissen in den Deta 

scheid. .$ 
Deswegen gehört es auch *ü %j*' 
Aufgabe in der Vorbereitung •*• f $ 
re bundesweite Aktion, daß      ^ 
sachverständig machen. Daß 
ja  sogar  besser  Bescheid 
auch in den Detailfragen. °e**"$ 
schlagen wir vor, daß sich '    / 
Kreisverbänden 10, 20 Mttfl' 
serer Partei ganz besonders v ^i 
ten auf diese Diskussion un° ^ 
nur die eigenen Parteifreund« ^ 
sere Anhänger informieren, 8 / 
mit ihrem Wissen und mW ü^ 
Zielvorstellungen auch in d,e -/ 
staltungen der anderen hin*'^y 
und sich der Diskussion ste' * ^ 
bedeutet, daß wir uns diesei SJ)f \f 
gen erarbeiten müssen, un 0r/ 
ben in unseren Broschüren da A 

ausgezeichnete Handreichung 
ben. 

Wenn ich sage, wir müssen uns » ^ 
ständig machen in den aktuellen $ 
gungspolitischen Fragen, also auc ^J 
Fragen der Nachrüstung und de t 
stung der Sowjetunion, so verb' ^ / 
aber gleichzeitig damit den Wunf K/ 
die Bitte, die auch schon der Bund* pi.< 
ler ausgesprochen hat, daß wir °{*$¥ 
kussion nicht in den Vordergrund Jfi 
sondern gleichwertig damit die fl^po^ 
liehen Fragen unserer Verteidigung ^' 
erörtern.  Der eigentliche  Fehler. 
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de1 V*r„ d6r) ,cr9angenen Monaten gemacht wor- 
kratis h auch innerhalb der Sozialdemo- 
^Qu Parte'. liegt nach meiner Über- 
$eny

n9 darin, daß alle, die sich mit die- 
% J?9en Deschäfti9en> sicn konzentrie- 
rend d'e Zahl der Raketen- die 9e9en" a|s ch6r ab9ewogen werden. Wir müssen 
rriai ^T'^'jche Demokraten zunächst ein- 
4ie p 

,e Diskussiqp in Gang bringen über 
Vert 

a9e: Gibt es denn etwas in unserer 
in un

SUn9' in unserem Staatswesen und 
gunQ 

rer Gesellschaft, was verteidi- 
'eicjfSWert ist? Denn wenn es nichts Ver- 
auch

y^n9swertes gibt, dann brauchen wir 

Das        
e Waffen- 

Klarh 
eißt. ich muß zunächst einmal eine 

Dty  '\darüber bekommen, auch in der 
ob sie -l0n mit dem P°litischen Ge9ner- 
si6 hj uberhaupt der Auffassung sind, daß 
•eben

er ln einem freiheitlichen Rechtsstaat 
V J den wir nicht aufs Spiel setzen dür- 
bej Ur/

Sere Väter und Großväter, nicht nur 
'*ncj g   in der Bundesrepublik Deutsch- 
9e^m°fldern in ganz Eur°Pa- haben dafür 

Schenr 
daß end,icn Fre'heit und Men" 

^lieh0^6 und soziale Gerechti9keit 
ander© Slnd- Wir mussen deswegen die 
fra9e s? 2win9en- daß sie sicn dieser Vor" 
S$ wä ' daß sie ihr nicnt ausweichen. 
s,arid ricnti9 gewesen vom SPD-Vor- 
$cr,e' [*ach dem Abschuß des koreani- 
'n Muti Umb°-Jets durch die UdSSR, die 
<fer s0

an9en demonstrierenden Mitglieder 
kr B

2la,demokratischen Partei — darun- 
st^^estagsabgeordnete,    SPD-Vor- 

'6r- auf  tfllleder wie Lafontaine und EPP" 
^n unriUfordem' aus Mut'an9en abzuzie- 
«chart •   Sich vor der sowjetischen Bot- 

ln Bonn aufzustellen. 

ei* Poll*'sche Auseinandersetzung ist 
Una. 9el»tige Auseinandersetzung, 
Ö% ?« flen* es um Symbole und um 
der i ' um die richtige Besetzung 
die 9rif,e- Es geht darum, daß wir 
$teh

9e,st|ge Auseinandersetzung be- 
Jncj 

^iatioV? nicht das erstemal- daß diese 

Verwirrung dadurch entstanden 

ist, daß die Sozialdemokraten von Kom- 
munisten erfundene, von Kommunisten 
geprägte Begriffe übernommen und in die 
innenpolitische Diskussion eingeführt ha- 
ben. Herbert Wehner hat als erster demo- 
kratischer Politiker in der Bundesrepublik 
Deutschland die Definition des War- 
schauer Paktes als ein Verteidigungs- 
bündnis übernommen und in die sozialde- 
mokratische Sicherheitspolitik eingeführt. 
Das kann doch wohl nichts anderes be- 
deuten, daß, wer so definiert, der NATO 
Angriffsabsichten unterstellt. Berufsver- 
bot, ein von den Kommunisten erfundener 
Begriff, um den langen Marsch durch die 
Institution für diejenigen zu ermöglichen, 
die diese Verfassung beseitigen wollen. 
Von den Sozialdemokraten in die innenpo- 
litische Auseinandersetzung eingeführt, 
obwohl wir alle wissen, daß es ein Berufs- 
verbot in der Bundesrepublik Deutschland 
nicht gibt. 
Stamokap, ein von den Staats- und Ge- 
sellschaftswissenschaften der DDR for- 
mulierter Begriff, ist von weiten Teilen der 
SPD, von der Jugendorganisation der SPD 
zum Kampfbegriff gegen die Soziale 
Marktwirtschaft verwendet worden. Dies 
ist der Punkt, um den es geht. Wo wir die 
Sozialdemokraten herausfordern müssen, 
wieder in den eigenen Reihen für Klarheit 
der Gedanken und auch der Ziele zu sor- 
gen. Und wir müssen in dem Zusammen- 
hang die Frage stellen, auch in der Dis- 
kussion um den Frieden, wem es denn ei- 
gentlich nützt, wenn die Sozialdemokraten 
ständig den Verhandlungswillen der Verei- 
nigten Staaten in Frage stellen. Dies tut 
die Sowjetunion auch. 
Wem nützt es denn eigentlich in der in- 
nenpolitischen Diskussion, wenn die So- 
zialdemokraten von uns und von der Bun- 
desregierung verlangen, entweder die 
Entscheidung hinauszuschieben oder gar 
ganz von dem zweiten Teil des NATO- 
Doppelbeschlusses abzurücken. Bedin- 
gungslos sozusagen, wie die baden-würt- 
tembergischen Sozialdemokraten es be- 
schlossen    haben    und    immer    mehr 
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Bezirksparteien der SPD dies offenbar 
vorhaben; also verlangen, daß wir den NA- 
TO-Doppelbeschluß aufgeben und damit 
gegenüber den Verbündeten wortbrüchig 
werden. 

Glaubt denn jemand im Ernst, wenn 
die Bundesregierung so handeln wür- 
de, daß dies dem Westen nützt. Wenn 
dies am Ende dieser politischen Ent- 
wicklung stünde, würde dies ganz 
eindeutig dem machtpolitischen Inter- 
esse der Sowjetunion nützen. Dies 
wäre ein zentraler Schlag gegen das 
Bündnis, und wir wären damit am An- 
fang vom Ende der westlichen Allianz 
insgesamt. Dies muß den Sozialde- 
mokraten deutlich gemacht werden. 

Wir sehen mit großer Besorgnis den in 
den sozialdemokratischen Gruppierungen 
vorhandenen, wachsenden Antiamerika- 
nismus, die Beteiligung führender Sozial- 
demokraten an der Blockade amerikani- 
scher Kasernen, den Aufruf bzw. die Er- 
möglichung der Teilnahme sozialdemokra- 
tischer Mitglieder an den organisierten 
Demonstrationen gegen den NATO-Dop- 
pelbeschluß, wir sehen vor allem mit größ- 
ter Sorge die Forderung führender SPD- 
Politiker nach dem Austritt der Bundesre- 
publik Deutschland aus der NATO. Wenn 
die Sozialdemokraten jetzt sagen, die 
Blockade, und das heißt auf deutsch: Nö- 
tigung, sei zwar nicht legal, aber legitim, 
dann müssen wir die Sozialdemokraten 
eindringlich fragen, was sie hier tun. 

Im Artikel 20 des Grundgesetzes ist die 
Frage des Widerstandsrechtes verfas- 
sungsrechtlich verankert. Im Artikel 20, in 
Absatz 2, steht: ... alle Staatsgewalt geht 
vom Volke aus, und sie wird vom Volke in 
Wahlen und Abstimmungen und durch be- 
sondere Organe der Gesetzgebung der 
vollziehenden Gewalt und der Rechtspre- 
chung ausgeübt. Gesetzgebung, vollzie- 
hende Gewalt und Rechtsprechung sind 
an Gesetz und Recht gebunden. Im vier- 
ten Absatz heißt es: ... „Gegen jeden, 
der es unternimmt, diese Ordnung zu be- 

seifigen, haben alle Deutschen das 
zum Widerstand." 

Widerstand, meine lieben ?**B*\\$ 
de, im Sinne des Grundges«^6,^ 
daher geboten gegenüber °*^\ 
gen, die durch ihre juristische H Jj 
stik der Unterscheidung von W-wiH 
legitim die Verfassung»'*8^ 
Grundlagen des Rechtsstaates 
lösen versuchen. „& 

Wenn wir uns mit unserer Politik öe ^ 
dens und der Freiheit gegenüber „it 
Bürger verständlich machen, dann K ft 

es entscheidend darauf an, daß wiru ^ 
Politik moralisch begründen. Dies 's ^ 
grundsätzlich bedeutende Frage- v |ep 
lern in der Auseinandersetzung rnl

|\jSte'1' 
jungen Menschen, die sich zum Cr» ^ 
turn bekennen. Es berührt den Ker L^ 
Verständnisses der Christlich üe(r)Znf 
sehen Union, wenn Gruppen und 0 $ 
sationen und auch die Medien mit v a 
auf das Evangelium und die Bert 
unserer  Verteidigungspolitik   die  &   * 
sehe Legitimation absprechen. Das   $ 
den Kern des Selbstverständnisse5 

rf 
Union, betrifft uns als christliche 0 # 
kraten in ganz besonderer Weise- ^ 
lern auch deswegen, weil wir ja dieje y 
die aus einer edlen Gesinnung, aüS „<)«" 
guten Absicht heraus, in den komm ^ 
Wochen und Monaten auf die Straö p 
hen und demonstrieren, weil vvir A 

auch für unsere Positionen und u 

Politik gewinnen wollen. p- 

Wir wollen diese Menschen nictjjner 

schreiben. Wir werfen sie auch nieht > 
nen Topf mit den sogenannten Zwecjj pi« 
fisten im Dienste einer anderen MaC,!ß \Cf 

gibt es auch. Aber von denen sprecP $ 
nicht, sondern von denjenigen, d'6'^ 
den Kirchen kommend, sich für den 
den einsetzen. 

Diese Menschen dürfen wir n lid* 
t 

lein  lassen,  sondern müssen    ^ 
begegnen      durch      Argumem   ^ 



UiD 29 • 22. September 1983 • Seite 11 

die       hren' sondern daß wlr z- B- ln 

Wj   
Jugendzentren hineingehen, daß 

tin' den klrchlichen Jugendorganisa- 
ü *Jen in den kommenden Wochen 
j j! Monaten anbieten, mit ihnen zu- 
iutüÜ*" p°d»uni8diskus8ionen durch- 
fahren, daß wir Einladungen anneh- 
(j n> wenn solche Diskussionen in 
Juo arr9emetnden z. B. oder in den 

ty    9en(teentren durchgeführt werden. 

4üS |J?n wir diesen Diskussionen nicht 
Oder a 

Weiß Qenau, es gibt bei dem einen 
*n9st A 6ren viel,eicnt eine Berührungs- 

• ^ber die müssen wir überwinden. 

Ohn andere n,cnt überzeugen, 
bln

ne mit ihnen zu sprechen. Und ich 
der ?UCh davon überzeugt, daß wir in 
*Ch Sind' 9erade was die morali- 
de * Begründung anbelangt, zumin- 
CL    d'e anderen nachdenklich zu ma- 

,55SJh muß d|e 
%r 3J Ob denn 

Grundfrage abgeklärt 
überhaupt ein Christ, 

NCJJ'Q'J" 2um Evangelium und zur Berg- 

et- sichbekennt' übernauPt das Recht 

^c'h in 
2u verteidigen. Um diese Fragen 

^en aller Öffentlichkeit zu diskutieren, 
^kus

W,r Pranz A|t eingeladen für eine 
Adenau'0n am 27- September im Konrad- 
rra- r~HaUS.   r^"*   ho*  wi/alö   naxAii in/Hort 

> 
^ 

Das hat viele gewundert. 
^tisch'1 ISt Mit9lied der Christlich Demo- 
ch6ri p

en Union und steht auf einer politi- 
^e Teil i°S.'*'or1, die der 9anz überwiegen- 
I einer   der Union nicnt tei,t Aber er nat 

^eiSe  
Senr engagierten und emotionalen 

jjchrjeb
ein Buch zu diesem Thema ge- 

rrJUc^n' C*as 9e,esen wird in vielen 
*Us- Die

end9ruppen und weit daruber hin- 
[j?rt <je ^e Thesen und diese Interpreta- 
^nen 9Pfedigt und des Evangeliums 

Wfi9en f!!ICnt unbeantwortet bleiben. Des- 

?.''sche       en wir uns aucn mit den mo" 
% im n Grundlagen unserer eigenen Po- 
diß ÖeroSlV beschäftigen. Es ist wahr, daß 
^ 'eden redigt eine Herausforderung ist 
K° ^ahr ein2e|nen Christen, aber genau- 
%h~   'st es, daß aus dem Gebot der *hst 

die  Forderung  resultiert, 

anderen, dem Nächsten, zu helfen, ihn zu 
unterstützen, dann, wenn ihm Gewalt 
droht, wenn ihm Unrecht angedroht wird, 
wenn ihm Unrecht angetan wird. Dies ist 
eine Forderung der Nächstenliebe. 

Ich  kann  nicht,  wenn  Unrecht  ge- 
schieht, als Christ den Kopf zur Seite 
wenden und vorbeilaufen. Deswegen 
hat auch der demokratische freiheitli- 
che Rechtsstaat eine moralische Ver- 
pflichtung aus dem christlichen Ge- 
bot der Nächstenliebe heraus, sowohl 
nach innen wie nach außen, unrechte 
Gewalt von seinen Bürgern abzuwen- 
den. 

Niemand ist gezwungen, seine verteidi- 
gungspolitische   Position   mit  dem  Chri- 
stentum  und dem  Evangelium  und der 
Bergpredigt zu begründen, aber wenn er 
sich  auf das  Christentum  beruft,  dann 
kann er sich nicht aus der Bergpredigt 
und aus dem Evangelium gerade das her- 
aussuchen, was ihm in den politischen 
Kram paßt. 

Schiller hat einmal gesagt: Der Frei- 
heit eine Gasse! Das ist unsere Auf- 
gabe. In dieser Zeit der geistigen Ver- 
wirrung, der Freiheit und der Wahrheit 
eine Gasse zu schlagen, das ist unse- 
re Aufgabe in den kommenden 10000 
Tagen. Ich finde, wir sollten dies aus 
voller   Überzeugung   tun,   denn   wir 
streiten und kämpfen für eine gute 
und  für  eine  gerechte  Sache.  Wir 
streiten und kämpfen dafür, daß nicht 
zum drittenmal in diesem Jahrhundert 
Deutschland  in  eine tödliche  Krise 
gerät. 

Es liegt an uns, den Christlichen Demo- 
kraten, über den Tag hinaus dafür zu sor- 
gen — und dafür sind die kommenden 
Wochen  und  Monate  entscheidend  —, 
daß unsere Familien, unsere Kinder und 
unsere Enkel auch in den kommenden 
Jahrzehnten, so wie dies von uns nach 
dem  Kriege geschaffen worden  ist  mit 
Konrad  Adenauer bis  heute  zu  Helmut 
Kohl, in Frieden, aber auch in Freiheit und 
Gerechtigkeit leben können. 
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INFORMATION 

50000 Arbeitslose 
werden beschäftigt 
Durch Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
(ABM) der Arbeitsämter werden in diesem 
Jahr schätzungsweise 50000 Arbeitslose 
beschäftigt. Dafür hat die Bundesanstalt 
für Arbeit fast 1,7 Milliarden Mark einge- 
plant, teilte der Parlamentarische Staats- 
sekretär im Bundesarbeitsministerium, 
Wolfgang Vogt (CDU), in der Fragestunde 
des Bundestages auf Anfrage des SPD- 
Abgeordneten Horst Peter mit. Im vergan- 
genen Jahr waren 30000 Arbeitslose mit 
ABM-Programmen der Nürnberger Bun- 
desanstalt für Arbeit beschäftigt worden. 

Berliner Krankenhäuser 
erarbeiteten Überschüsse 
Während in allen deutschen Bundeslän- 
dern der Krankenhaussektor zu den Sor- 
genkindern der Gesundheitspolitiker ge- 
hört, machen die Berliner Krankenhäuser 
Gewinn. Allein im ersten Halbjahr 1983 er- 
wirtschafteten sie einen Überschuß von 
rund 9 Mill. DM. Der Berliner Senator für 
Gesundheit, Soziales und Familie, Ulf Fink 
(CDU), legte jetzt die Erfolgsbilanz der 
Berliner Krankenhäuser für 1982 und das 
erste Halbjahr 1983 vor. Danach erwirt- 
schafteten die Krankenhäuser 1982 einen 
Gewinn von 24 Mill. DM bei einem Jahres- 
umsatz von rund 1,1 Mrd. DM. Die gesun- 
de Wirtschaftsstruktur der Berliner Kran- 
kenhäuser ist allerdings auch für die Berli- 
ner etwas Neues. Beim Amtsantritt des 
neuen Senates im Jahr 1981 hatten die 
Berliner Krankenanstalten die gleichen 
Probleme wie die Häuser im Bund. 

Bastian unkameradschaftlich 
Am 14. September hat der Verteidigungs- 
ausschuß mehrere und für die persönliche 
Situation der Soldaten ganz entscheiden- 
de Kapitel des Einzelplanes 14 des Bun- 
deshaushaltes beraten. Hierzu erklärt der 

Abgeordnete    Markus    Berger 
Wenn   es   darum   geht,   Soldaten   _. 
schwerem Dienst durch sogenannte 
blockaden in ihren Kasernen einzusp6' J. 

oder sich in spektakulärer Weise von 
nungshütern wegtragen zu lassen,     p 
darf der  „Grüne"   Abgeordnete 0*  $ 
nicht fehlen. Wenn es aber darum 9en^j 
Verteidigungsausschuß   über  Won' ^. 
Weh der Soldaten zu beraten, über Qr. 
wendungsstau,   Dienstzeitbelastung.   ,,, 
ganisations- und Stellenpläne und Ge   p 
satzstärken, dann glänzt der Genera' • 
durch Abwesenheit. Dies ist wenig W 
radschaftlich und schon gar nicht füfS ^ 
lieh. Während der gesamten Zeit, in d ^ 
Verteidigungsausschuß am 14. Septe^ 
die einzelnen Kapitel des Haushaltes    „ 
beraten wurden, haben weder er     e, 
sein Stellvertreter an der Sitzung te ep 
nommen. Wahrscheinlich ist den Gr   ^ 
diese    notwendige    Alltagsarbeit      i(1. 
spektakulär genug. Demos sind für sl 

teressanter. 

Mehr Geld für den Zonenra»1^ 
Nach dem gegenwärtigen Stand der H 
haltsberatungen  kann  davon ausgeh ^ 
gen werden, daß die finanziellen M'tf®^ 
die Zonenrandförderung im Jahr 19^4   * 
ter aufgestockt werden, stellt ^d0

aü5- 
fried Böhm, Vorsitzender des Unterpa. 
Schusses Zonenrandförderung, fest-    . 
mit wird die große Bedeutung untef ^ 
chen, die Bundeskanzler Helmut K°n^. 
seinen Regierungserklärungen der r0   . 
rung des Zonenrandgebietes zugemes 
hat. Schon für 1983 hatte die neue P 

desregierung die im Rahmen der Ger%- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der res^ 
nalen Wirtschaftsstruktur" für das Z%$ 
randgebiet vorgesehenen Mittel von     jj 
Mio. DM um 16 Mio. DM auf 118,5 Mj?- ^ 
erhöht.   Nunmehr werden  diese für ^ 
wirtschaftliche   Aufwärtsentwicklung ^ 
sonders wichtigen Zuschußmittel der ^ 
meinschaftsaufgabe für 1984 erneut 
11,75 Mio. DM auf insgesamt 130,25 i* 
DM aufgestockt. 1 
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CDU RHEINLAND 

J6rnhard Worms: Wir sind zur 
*Usammenarbeit mit der FDP bereit 
Mit „„, 

uns im Bund gelang, ist auch in diesem 
Lande längst überfällig: eine grundlegen- 
de politische Erneuerung unter Führung 
der Union. Wir setzen auf Sieg." 
An die Adresse der FDP gewandt, be- 
merkte Bernhard Worms: „Nach der Lage 
der Dinge brauchen wir — wie auch im 
Bund, — einen Partner für eine stabile 
und verläßliche Regierungsmehrheit. Nach 
langer Zeit zeichnet sich in der nordrhein- 
westfälischen FDP immer deutlicher der 
Wille ab, mit uns zusammenzugehen. Wir 
haben keine Stimmen zu verschenken. 
Aber: Wir sind zur Zusammenarbeit be- 
reit." Zu den fünf Schwerpunkten erläuter- 
te der Landesvorsitzende: 

"*r Sr!u bisner besten Ergebnis ist 
<W| «enkandidat der nordrhein- 
tihre? Scnen CDU und Oppositions- 
til 1ß J Landtag, Bernhard Worms, 
sei,,^September 1983 jn KöJn in 

^dft Amt a,s rheinischer CDU- 
S     Vorsitzender bestätigt wor- 

ff ^ ^ erhielt bei seiner zweiten Wie- 
28 NejnrWahl 434 von 490 Stimmen (bei je 
entSnr. "Stimmen und Enthaltungen). Dies 

»,6 "l einem Zustimmungsgrad von 
\^% 

r°2ent. Zu Stellvertretern von 
St^t Wurden der Parlamentarische 
r'Urn L,e^retär   im    Bundesinnenministe- 
vertr6tfi 

st Waffenschmidt (326), der stell- 
ÖIIK . er,de  Vr»re;•-»««wo   war   nnn/rcii. *u ricjp-.    ; Vorsitzende  der  CDU/CSU- 

Ho 
'ter 

stand^
ta9sfraktion und rheinische Mittel- 

'3li) Ritzende,     Hansheinz     Hauser 
f*r '^i R6r Parlarnentariscne Staatssekre- 
"Hd § Undesinnenministerium für Arbeit 
Vsit  

2la,°rdnung und rheinische CDA- 

^dtao de" Wolf9an9 y°9{ (264>- und die 

9en (2^
abgeordnete Margarete Verste- 

ht betj! 9ewählt. Als Landesschatzmei- 
%t Bu 

9t WL""de der Bergisch-Gladba- 
Sdes 

ndesta9sabgeordnete und frühere 
Kr6y    

9eschäftsführer    Franz    Heinrich 

einer Q
rd Worms hatte den Parteitag mit 

Ne H
ru^dsatzrede eröffnet, in der er be- 

de:*> ^ß 
9ew Ie rheinische CDU nach 

ger     
w°nnenen  Bundestagswahl   „eini- 

Sn jg?Sch|ossener    und    solidarischer 
nnten 

präsentiere- Nur noch zwei Jahre 
^n L Union von der entscheiden- 

ndtagswahl   1985.   Worms:   „Was 

Wirtschaftlicher Aufschwung, 
Arbeit und Umweltschutz 
Kern unserer mit dem Bund abgestimm- 
ten Wirtschaftspolitik  ist  nicht  die  Be- 
standserhaltung    überholter    Strukturen, 
sondern Zukunftsfinanzierung. 
Wir werden Ökologie und Ökonomie, also 
sinnvolles wirtschaftliches Wachstum und 
Umweltschutz, miteinander versöhnen. 
Eine  von  mir  geführte  Landesregierung 
wird ein Programm für die Förderung be- 
trieblicher Neugründung auflegen. 
Zu diesem Zweck werden wir eine  Art 
Landesstrukturbank  gründen,  mit  deren 
Hilfe jetzt noch brachliegende Mittel ge- 
zielt, schnell und wirksam in den Aufbau 
neuer Unternehmen fließen können. 

Schutz und Förderung der Familie 

Zukunftsweisende     Familienpolitik     darf 
nicht dem Rotstift zum Opfer fallen. 
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Erziehungszeiten, die unter Verzicht auf 
Erwerbstätigkeit geleistet werden, sollen 
künftig auch einen eigenständigen Ren- 
tenanspruch begründen. Wir sind im Wort, 
das Mutterschaftsgeld nicht nur den vor- 
her Erwerbstätigen, sondern allen Müttern 
zu gewähren. Die CDU Rheinland steht 
dafür, daß dieses Versprechen auch ein- 
gehalten wird. 

Wir retten unsere Schulen 
Die sozialdemokratische Landesregierung 
hat für Nordrhein-Westfalen bereits das 
große Schulsterben eingeläutet. Als be- 
quemes Alibi dient ihr dabei der absehba- 
re Rückgang der Schülerzahlen. Dem sol- 
len Hunderte von Grund-, Haupt-, Real- 
schulen und Gymnasien zum Opfer fallen. 
Auf dem Umweg über diesen schulpoliti- 
schen Kahlschlag hoffen die Sozialdemo- 
kraten dann doch noch, ihre flächendek- 
kende Gesamtschule durchsetzen zu kön- 
nen. Wir werden uns dieser bedrohlichen 
Entwicklung mit aller Kraft entgegenstel- 
len. Die Erhaltung des gegliederten Schul- 
wesens und unserer Schulen am Ort hat 
für uns absolute Priorität. 

Die kommunale Selbstverwaltung 
stärken 
Wir kämpfen um die Zukunft unserer Ge- 
meinden, Städte und Kreise als Ausdruck 
einer lebendigen, bürgernahen, freiheitli- 
chen demokratischen Politik und Selbst- 
verwaltung vor Ort. Wir wollen die Kom- 
munen vor finanzieller Überlastung durch 
fremdbestimmte Aufgaben schützen, ihre 
rechtlichen und politischen Gestaltungs- 
möglichkeiten erweitern und ihre örtlichen 
Zuständigkeiten sichern. Für die Groß- 
städte gilt unser Modell der „gegliederten 
Stadt". Indem wir den Bezirken mehr Zu- 
ständigkeiten z. B. für örtliche Bebau- 
ungspläne, soziale Einrichtungen, Kinder- 
gärten und die Gestaltung des Ortsbildes 
geben, beleben wir kommunale Eigenver- 
antwortung, und wirken wir der drohenden 
Entfremdung zwischen den Bürgern und 
ihren Städten entgegen. 

Neuverschuldung 
zurückführen ^ 
Unser Ziel ist es, in den nächsten ^ 
Jahren die Neuverschuldung Jahr fur ^ 
um mindestens eine Milliarde D-Mar ^ 
rückzuführen. Dies wird nur durch sp ^ 
me und solide Haushaltsführung ^ 
zweckentsprechende Verwendung ^ 
Steuermehreinnahmen gelingen, °ie ^ 
Zuge neuen wirtschaftlichen Wachs1 ^ 
und verbesserter Beschäftigung^ 
erwarten sind. 

Mit freundlichem Beifall begrüßte der' 
teitag den westfälisch-lippischen J 

Landesvorsitzenden Kurt H. Biede" ^ 
der Worms zu seiner Wiederwahl £ ^ 
nem „Traumergebnis" gratulierte. E ^ 
sprach die volle Unterstützung und .^. 
kenwind" der westfälisch-lippischen 
despartei. .^ 

CDU-Generalsekretär Heiner GeißlelV 
tete auf dem Parteitag heftige Angr,n $ 
gen die SPD. Die Sozialdemokraten ^ 
ten in der Nachrüstungsdiskussion  e(i- 

n^ 

„nahezu nahtlose Identität von Arg1 

ten" mit der Sowjetunion. 
Die SPD hat sich in ihrer Forderung/J. 
einseitiger Abrüstung, für die sich if] ^ 
sehen vier Landesverbände ausge ^ 
chen hätten, zu einem Anhängsel de ^ 
genannten Friedensbewegung S^V' 
und ihre eigene Position in ihrer Si .^. 
heitspolitik aufgegeben. Geißler wan p 
besondere dem Vorsitzenden der

rtf# 
Willy Brandt, der dieser Tage geäußert ^ 
er habe dem NATO-Doppelbeschlu» g 
zugestimmt, um die damalige Reg'e ^i 
Schmidt zu stützen, vor, die Bürge1" J 

Verbündeten bewußt jahrelang getäü pie 
und hinters Licht geführt zu haben.   ( 
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HESSENWAHL 

^r eine Koalition der Mitte - 
9e9en ein rotgrünes Bündnis 
ä? hat 

esvorstand der hessischen 
Ska   am 1*- September in Frank- 
\ .^hlossen, in der Schlußphase 
|iir6j^ndtagswahlkampfes verstärkt 
\ I "Biindnis der Mitte" zu wer- 
**nj j */Ju»" CDU und FDP gemein- 
%Jr Hessischen Landtag den not- 
Nsv     Wechsel in der Regie- 
^önn  

6rentwortung sicher bewirken 

^Wie 
tirnrne für die Union ist ebenso 

\^ auph jede Stimme für die FDP eine 
^(j6 

für e'ne CDU-geführte hessische 
% H re9ierung. Die Union will eine sol- 
Nlich l6run9 der liberalen Mitte auf eine 
Sjnq st breite Zustimmung in der Bevöl- 
a|ition^Runden, wie sie sich in einem Ko- 
Spie9eit ndnis von CDU und FDP wider" 
Nß,    erk|ärte  Walter Wallmann  und 
,0/e/)

U-a;aus: 

^r9er
eSS'Schen Mitbürgerinnen und Mit- 

fe/&6er?
ÖSsen wissen, daß am 25. Sep- 

^stifnm 3 'n diesem Land daruber ab~ 
'"ö/e^    Wrd, ob SPD und Grüne erneut 
^ilfe?6 Versetzt werden, zum Schaden 
c/>eo ^Scr>en gemeinsame Sache zu ma- 
^O) Qr-

Und d,'es womöglich noch mit ei- 
°6 eir>Unen Minister im Kabinett —, oder 

9e6e« , Land wieder Zukunftsperspektive 

??c/%!  Cüu/FDP-Koalition  durch  eine 
*em e' am Wonle aller orientierte Poli- 

^'onn 

% l^nwäHigen Erklärungen der SPD 
0%sQ,em Hintergrund des rotgrünen 

^ 4en
Jahres   im   Hessischen   Landtag 

°e" V^ lrn atzten Wahlkampf abgegebe- /ersich erung absolut unglaubwürdig. 

Ich bin der festen Überzeugung, daß die 
SPD, für die es nach den Worten des Vor- 
sitzenden des Bezirksverbandes Hessen- 
Süd, Goerlach, keine Alternative zur rot- 
grünen Zusammenarbeit gibt, diese auch 
tatsächlich erneut praktizieren wird, sollte 
der Wähler die Grünen wieder in den 
Landtag schicken. Ob eine solche Politik 
mit Herrn Börner oder ohne ihn vollzogen 
würde, ist eine zweitrangige Frage. 

In diesem Zusammenhang muß auch dar- 
an erinnert werden, daß die SPD ihren 
Wählern nach wie vor vorenthält, politi- 
sche Klarheit für die Zeit nach der Wahl zu 
schaffen. Erst auf einem Sonderparteitag 
will sie beschließen, ob sie und in welcher 
Form sie grünrote Politik im Hessischen 
Landtag fortsetzen wird. Ein solches Ver- 
fahren kann zu Recht als Wahltäuschung 
angesehen werden, da die SPD mit den 
für sie abgegebenen Stimmen eine Politik 
der rotgrünen Totalverweigerung als mög- 
liches Parteitagsergebnis nach dem 25. 
September bis zum heutigen Tag nicht 
klar und unzweideutig ausgeschlossen 
hat." 

Diesem Bild der Unsicherheit, Unklarheit 
und Unkalkulierbarkeit stellt die Union in 
der letzten Phase ihres Wahlkampfes ih- 
ren Appell gegenüber, statt weiterer rot- 
grüner Experimente am 25. September si- 
cherzugehen und eine Politik des Maßes, 
der Mitte und des Ausgleichs aus CDU 
und FDP zu wählen, damit Hessen vor 
Schaden bewahrt wird und die in Bonn 
eingeleitete Politik des Aufschwungs eine 
wirksame Stütze erfährt. 
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TERMINE 

30. 9. Junge Union Rheinland 
Landesvorstand, Leverkusen 

1./2. 10. CDA Bund 
20. Bundestagung, Münster 

1. 10. Frauenvereinigung 
Baden-Württemberg 
Landesdelegiertentag, Ulm 

1. 10. Junge Union Rheinland 
Landestagung, Kleve 

1. 10. Junge Union Baden-Württemberg 
Internationales 
Bodenseetreffen, Hagnau 

3. 10. LVRheinland-Pfalz 
Landesvorstand, Mainz 

5. 10. Frauenvereinigung Saar 
Öffentliche Veranstaltung 
Thema: „ CDU-Politik für Frieden, 
Freiheit und Menschenrechte", 
St. Wendel 

6. 10. LV Baden-Württemberg 
3. Kommunalpolitischer Treff, 
Kornwestheim 

6. 10. CDA Nordrhein-Westfalen 
Arbeitnehmergruppe NW, 
Düsseldorf 

7. 10. LV Schleswig-Holstein 
Landesvorstand 
mit Kreisvorsitzenden und 
Vorsitzenden 
der Vereinigungen, Kiel 

Aktion „Friedenstage 

Schreiben Sie uns! 
Unsere  Aktion   .10000  Frled® r 
der CDU" ist in vielen Verbände 
Partei oder tfi<6 

bereits  angelaufen  °°   ctfP 
noch durchgeführt. Wenn Sie 
konkrete    Planungen    vorgen0' 
oder Veranstaltungen durchg' 

dam« 4 
ben, dann schreiben Sie uns, 
Ihre Ideen weitergeben können- ., 
Anschrift: CDU-Bundesgeschätt5^ 
le, Abteilung Öffentlichkeit** i 
Konrad-Adenauer-Haus, 5300 B°* ^ 
Schreiben Sie uns, wann, wo «jfl^ 
welchem Programm Ihr Friede^, 
durchgeführt wird, denn in dies ^ 
gen sind wir oft von der Prefle

M^ 
entsprechenden Terminen ge'~" 
den. Das Interesse ist groß! 

7. 10. LV Westfalen-Lippe       n(j 
Landesvorstand, DorM" 

7. 10. Frauenvereinigung S&r 

Öffentliche Veranstah- -^ 
Thema: .CDU-Politik W  $ 
Freiheit und Menschen'» 
Neunkirchen 
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